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Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über die Notaufnahme von Deutschen 

in das Bundesgebiet 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz über die Notaufnahme von 
Deutschen in das Bundesgebiet vom 22. Au- 
gust 1950 (Bundesgesetzbl. I S. 367) in der 
Fassung des Gesetzes zur Ergänzung des Ge- 
setzes über die Notaufnahme von Deutschen 
in das Bundesgebiet vom 21. Juli 1951 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 470) und des § 101 des Bun- 
desvertriebenengesetzes vom 19. Mai 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 201) wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. Die Überschrift des Gesetzes erhält fol- 
gende Fassung: 

„Gesetz über die Aufnahme von deutschen 
Zuwanderern aus der sowjetischen Besat- 
zungszone und dem sowjetisch besetzten 
Sektor von Berlin in das Bundesgebiet und 
in das Land Berlin“. 

2. § 1 erhält folgende Fassung: 

4 1 

(1) Deutsche Staatsangehörige und deut- 
sdie Volkszugehörige, die ihren Wohnsitz 
oder ständigen Aufenthalt in der sowje- 
tischen Besatzungszone oder dem sowje- 
tisch besetzten Sektor von Berlin haben 
oder gehabt haben und im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes ihren ständigen Aufenthalt 
nehmen, sind unbeschadet d^r allgemeinen 
Meldevorschriften verpflichtet, sich bei den 
hierfür zuständigen Bundesaufnahmestellen 
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binnen eines Monats zu melden. Über die 
Meldung ist eine Bestätigung auszustellen. 

(2) Wer der Meldepflicht gemäß Ab- 
satz 1 nicht nachkommt, wird mit Geld- 
strafe bis zu 150 Deutsche Mark oder mit 
Haft bis zu sechs Wochen bestraft.“ 

3. § 2 erhält folgende Fassung: 

4 2 

(1) Die Aufnahmestellen werden im 
Einvernehmen mit den zuständigen Fan- 
desregierungen vom Bundesminister für 
Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsge- 
schädigte errichtet. 

(2) Die Bundesregierung wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung, die der Zu- 
stimmung des Bundesrates bedarf, Bestim- 
mungen über das Meldeverfahren zu tref- 
fen.“ 

4. § 3 erhält folgende Fassung: 

4 3 

(1) Soweit die im § 1 bezeichneten Per- 
sonen zur Begründung ihres ersten Wohn- 
sitzes auf öffentliche Hilfe angewiesen 
sind, werden sie zunächst in zentralen 
Durchgangslagern, die der Bundesminister 
für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsge- 
schädigte im Benehmen mit den zustän- 
digen Landesregierungen bestimmt, unter- 
gebracht und auf die Länder verteilt. 

(2) Von dieser Unterbringung und Ver- 
teilung können Personen ausgeschlossen 
werden, die in der sowjetischen Besatzungs- 



Zone oder dem sowjetisch besetzten Sek- 
tor von Berlin durch ihr Verhalten gegen 
die Grundsätze der Rechtsstaatlidikeit 
oder Menschlichkeit verstoßen haben. 

(3) Über die Einbeziehung in die Ver- 
teilung entscheidet der Bundesminister für 
Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschä- 
digte oder die von ihm beauftragte Stelle, 
bei der Feststellung des Vorliegens der 
Voraussetzung des Absatzes 1 jedoch im 
Einvernehmen mit einem Verteileraus- 
schuß. 

(4) Ablehnende Bescheide nach Absatz 2 
sind mit einer Rechtsmittelbelehrung zu 
versehen.“ 

5. § 4 erhält folgende Fassung: 

4 4 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung, die der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf, Bestimmun- 
gen über die Errichtung der zentralen 
Durchgangslager und die Durchführung 
des Verteilungsverfahrens, insbesondere 
die Beteiligung der Länder hierbei, zu tref- 
fen.“ 

6. § 5 erhält folgende Fassung: 

4 5 

(1) Der Bundesminister für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte oder die 
von ihm beauftragte Stelle bestimmt im 
Benehmen mit den zuständigen Beauftrag- 
ten der Länder das Land, das den Zuwan- 
derer aufzunehmen hat. 

(2) Die Länder sind verpflichtet, die 
ihnen zugeteilten Zuwanderer vorläufig 
unterzubringen und die Gemeinden zu be- 
stimmen, die sie aufzunehmen haben. 

(3) Die Gemeinden sind verpflichtet, die 
zugeteilten Zuwanderer unterzubringen. 
§ 4 des Gesetzes über die Freizügigkeit 
vom 1. November 1867 (Bundesgesetzbl. 
S. 55), abgeändert durch Artikel 37 des Ein- 
führungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetz- 
buch, findet insoweit keine Anwendung. 

(4) Bei der Bestimmung der Aufnahme- 
gemeinden soll auf die Familien-, Haus- 
halts- und Lebensgemeinschaft der Zuwan- 
derer Rücksicht genommen werden.“ 


7. § 6 erhält folgende Fassung: 

4 b 

Bei der Verteilung der Zuwanderer ist 
für eine gleichmäßige Belastung der Län- 
der durch Flüchtlinge und Vertriebene 
Sorge zu tragen. Die Verteilung auf die 
Länder erfolgt nach einem vom Bundes- 
rat festzusetzenden Verteilungsschlüssel. 
Bei der Festsetzung des Verteilungsschlüs- 
sels sind die Aufnahmefähigkeit und die 
wirtschaftlichen Verhältnisse in den Län- 
dern angemessen zu berücksichtigen.“ 
gen.“ 

8. § 7 erhält folgende Fassung: 

4 7 

Die bis zur Übernahme des Aufgenom- 
menen durch das Aufnahmeland entstehen- 
den Kosten trägt bis zu einer Regelung 
nach Artikel 120 des Grundgesetzes der 
Bund.“ 


Artikel II 

Das Zweite Wohnungsbaugesetz (Woh- 
nungsbau- und Familienheimgesetz) vom 
27. Juni 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 523) wird 
wie folgt geändert: 

,§18 Abs. 3 Buchstabe a erhält folgende Fas- 
sung: 

„a) der Zuwanderer aus der sowjetischen Be- 
satzungszone oder dem sowjetisch besetz- 
ten Sektor von Berlin, die sich auf Grund 
des Gesetzes über die Aufnahme von 
deutschen Ziawanderern aus der sowjeti- 
schen Besatzungszone und dem sowjetisch 
besetzten Sektor von Berlin in das Bun- 
desgebiet und in das Land Berlin vom 

.... (Bundesgesetzbl ) gemeldet 

haben und den Ländern im Verteilungs- 
verfahren zur vorläufigen Unterbringung 
zugewiesen worden sind, mit Ausnahme 
der alleinstehenden Personen bis zum 
vollendeten 21. Lebensjahr,“ 

A r t i k e 1 III 

Der Bundesminister für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte wird er- 
mächtigt, das Gesetz über die Notaufnahme 
von Deutschen in das Bundesgebiet in der 
gemäß Artikel I anzuwendenden Fassung mit 
neuem Datum und in neuer Paragraphen- 
folge bekanntzugeben. 



A r t i k e 1 IV 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bunde&gesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gel- 


ten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

Ar tikel V 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Bonn, den 4. Dezember 1956 


Ollenhauer und Fraktion 
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